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26 Engere Zusammenarbeit 

zwischen China und der 

OECD

Der Generalsekretär der OECD (Or­

ganisation for Economic Cooperation 

and Development), Donald Johnston, 

bewertete seinen China-Besuch Mitte 

September d.J. als sehr positiv. Aus 

Sicht Johnston sei die weitere Inte­

gration Chinas in die globale Wirt­

schaft im Interesse der 29 OECD- 

Mitgliedsstaaten. Johnston kündigte 

an, daß die OECD China bei der Eva­

luierung der Vorteile und Implikatio­

nen eines stärker liberalisierten Au­

ßenhandels für die Binnenwirtschaft 

sowie eines Investitionsführers für aus­

ländische Direktinvestitionen unter­

stützen werde.

Darüber hinaus wollen die OECD 

und China einen regulären Dialog 

über makroökonomische Analyse und 

die Reform des Finanzsektors führen. 

(XNA, 15.9.99)

Die Ergebnisse eines derzeit laufen­

den Kooperationsprojektes zwischen 

der OECD und dem Staatlichen Sta­

tistikamt Chinas über Datenquellen 

und Berechnungsverfahren zur volks­

wirtschaftlichen Gesamtrechnung wer­

den voraussichtlich Anfang nächsten 

Jahres veröffentlicht. Das Projekt ba­

siert auf einer dreijährigen Koopera­

tion im Statistikbereich, bei der chi­

nesische Beamte ausgebildet wurden, 

verläßliche Statistiken, Prognosen und 

Indikatoren zu erstellen.

Ausländische Beobachter sehen in der 

Kooperation mit der OECD im Sta­

tistikwesen die Möglichkeit für Chi­

na, glaubwürdige Statistiken zu veröf­

fentlichen. Außerdem sollen Konjunk­

turindikatoren erarbeitet werden, um 

aktuelle Entwicklungen in der chine­

sischen Wirtschaft besser einschätzen 

zu können. (SCMP, 10.9.99) -schü-

27 Chinas WTO-Beitritt - noch 

in diesem Jahr?

Die US-amerikanische Handelsde­

legierte Charlene Barshefsky wies 

nach dem Zusammentreffen mit dem 

MOFTEC-Minister Shi Guangsheng 

Mitte September d.J. darauf hin, daß 

es für China noch möglich sei, in die­

sem Jahr WTO-Mitglied zu werden. 

Allerdings gebe es einen sehr star­

ken Zeitdruck, wenn ein allseits aner­

kannter Beitragsvertrag ausgehandelt 

werden soll.

Die am Rande des APEC-Gipfels in 

Auckland geführten Gespräche zwi­

schen China und den USA bezeich­

nete Barshefsky als konstruktiv. Shi 

Guangsheng und sie wollten nun ge­

meinsam noch offenstehende Proble­

me so bald wie möglich lösen. Auch 

nach Ansicht von Shi Guangsheng 

sollten die bilateralen Verhandlungen 

mit den USA so bald wie möglich ab­

geschlossen werden, um die Vorausset­

zung für eine Aufnahme Chinas in die 

WTO zu schaffen. Allerdings haben 

beide Seite in ihrem dreistündigen Ge­

spräch, das ursprünglich auf lediglich 

30 Minuten angesetzt worden war, kei­

nen speziellen Zeitrahmen für das wei­

tere Vorgehen festgelegt.

Aus Sicht von Barshefsky stellten die 

weitreichenden Zugeständnisse Chinas 

in den Bereichen Telekommunikation, 

Landwirtschaft und Dienstleistungen 

während des Besuchs von Minister­

präsident Zhu Rongji in den USA im 

April d.J. die Basis für die weite­

ren bilateralen WTO-Verhandlungen 

dar. Noch zu klärende Fragen betref­

fen Barshefsky zufolge den Banksek­

tor, Wertpapiere, Textilien, bestimm­

te audiovisuelle Produkte und Fragen, 

wie mit Handelsstreitigkeiten umge­

gangen wird. (SCMP, 10.9.99)

Allerdings fallen China Zugeständnis­

se bei Textilien und bei der Öffnung 

des landwirtschaftlichen Sektors be­

sonders schwer. Da die USA und ande­

re Industrieländer ihre Landwirtschaft 

weiterhin subventionierten, ist es aus 

chinesischer Sicht nicht nachvollzieh­

bar, warum gerade von China die Ab­

schaffung von Agrarsubventionen ver­

langt würde. (SCMP, 15.9.99)

Bei seiner Rückkehr nach China er­

klärte Shi Guangsheng, daß es noch 

große Unterschiede in der Beurteilung 

der notwendigen Marktöffnung Chinas 

für einen WTO-Beitritt gebe. Er wies 

daraufhin, daß eine Reihe der von den 

USA im April veröffentlichten angeb­

lich chinesischen Angebote zur Zoll­

senkung und Marktöffnung nicht den 

Zugeständnissen entspräche, die die 

Regierung in China zu machen bereit 

sei. Die veröffentlichte Liste mit den 

angeblich chinesischen Angeboten sei 

tatsächlich nur die Forderungsliste der 

USA, die diese einseitig veröffentlicht 

habe. Dies sei nicht die Basis der Ver­

handlungen. (FT, 17.9.99)

Selbst wenn in den bilateralen Ver­

handlungen zwischen den USA und 

China ein Kompromiß erreicht wer­

den könnte, müßte dieser noch vom 

US-Kongreß genehmigt werden, der 

jedoch von den Republikanern do­

miniert wird. Ob dieser zustimmen 

wird, scheint mehr als fraglich zu sein. 

(SCMP, 18.9.99)

Hinsichtlich der Auswirkungen des 

WTO-Beitritts Chinas bestehen in 

den USA gemischte Erwartungen. Die 

US-Handelskommission erwartet, daß 

die Weizenexporte nach China um 

21% und die Ausfuhren anderer Ge­

treidesorten sogar um 34% zunehmen 

werden. Bei Baumwoll- und Pflan­

zenölexporten wird sogar damit ge­

rechnet, daß diese um 68% stei­

gen bzw. sich verdoppeln könnten. 

Auch bei anderen Exportgütern er­

wartet die US-Handelskommission po­

sitive Wirkungen, insbesondere bei 

Papier und Pulpe, Chemie, Gummi 

und Kunststoff, Transportausstattun­

gen (einschließlich Flugzeugen) sowie 

bei Maschinen und Anlagen. (NfA,

8.9.99)

Mit dem WTO-Beitritt ist nach Ein­

schätzung der US International Trade 

Commission (ITC) jedoch auch eine 

Zunahme des chinesischen Handels­

überschusses verbunden. Eine Zoll­

reduzierung Chinas würde die US- 

Exporte nach China um 10% bzw. 

um 2,7 Mrd. US$ erhöhen, während 

die Importe aus China um 7% bzw. 

um 4,4 Mrd. US$ zunehmen würden. 

(SCMP, 4.9.99) -schü-

Binnenwirtschaft

28 ..Arbeitslosigkeit, größte

Herausforderung im 21. 

Jahrhundert “

In der Zeitschrift Zhongguo Jingji Shi- 

bao wurde Anfang September 1999 ein 

Interview mit Hu Angang (Chinese 

Academy for Social Sciences) veröf­

fentlicht, der sowohl Fragen zur Infla­

tion beantwortete als auch über das 

Thema der Arbeitslosigkeit sprach. 

Hu bezeichnete die „Flut der Ar­

beitslosen“ als weitaus gefährlicher 
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bringlichen Schulden der China Devel­

opment Bank in Höhe von 100 Mrd. 

Yuan übernehmen. Dies sollen 10,29% 

der gesamten Kredite der Bank sein. 

(SCMP, 11.9.99)

Daß die Abwicklung uneinbringlicher 

Kredite nur die letzte Möglichkeit bei 

der Sanierung der Banken sein dürfte, 

darauf wies Xie Ping, Leiter der For­

schungsabteilung bei der Zentralbank, 

vor kurzem hin. Dieser Weg gehe auf 

Kosten der Kreditgeber und habe sich 

bei der Schuldenumstrukturierung des 

stark verschuldeten Everbright Invest­

ment Trust als nicht zufriedenstellend 

erwiesen.

Nach Angaben von Xie Ping habe 

Everbright im Oktober 1996 fällige 

Schuldenrückzahlungen nicht ausfüh­

ren können. Um einen Konkurs zu ver­

meiden, seien 5 Mrd. Yuan in handel­

bare Wertpapiere umgewandelt wor­

den. In den folgenden drei Jahren ha­

be das Unternehmen kaum Gewinne 

gemacht, und die Kreditgeber hätten 

hohe Verluste hinnehmen müssen. Xie 

Ping wies außerdem auf die mangel­

haften rechtlichen Rahmenbedingun­

gen und die besonderen sozialen Be­

dingungen hin, die die Reform der 

Banken erschwerten. So gäbe es keine 

Einlagensicherung, so daß keine Ga­

rantie für die Rückzahlung bestehen 

würde. Aus diesem Grund müßten oft­

mals die Regierung oder die Miteigen­

tümer die Ansprüche der Kreditgeber 

befriedigen. Außerdem bestände keine 

rechtliche Basis für eine Rangordnung 

der Rückzahlung von Schulden, und 

ausländische Kreditgeber, private Ein­

leger und inländische Rechtspersonen 

würden in unterschiedlicher Reihen­

folge befriedigt werden. Xie beklag­

te auch, daß eine spezielle Rechtspre­

chung für Konkursverfahren von Fi­

nanzinstituten fehle. (SCMP, 10.9.99) 

-schü-

30 Höhere Gehälter für öffent­

liche Angestellte

Anfang September d.J. veröffentlich­

ten die chinesischen Medien die An­

kündigung der Regierung, die Gehäl­

ter und Pensionen sowie die Wohl­

fahrtszahlungen anzuheben. Ziel ist 

die Erhöhung der Einkünfte der städ­

tischen Bevölkerung mit niedrigem 

und mittlerem Einkommen. Die im 

September durchgeführte Erhöhung 

wird rd. 84 Mio. Menschen betreffen 

und nach Angaben der China Daily 

rd. 54 Mrd. Yuan kosten.

Die staatlichen Leistungen an Arbeits­

lose und für die Sicherung des Min­

destlebensstandards städtischer Ein­

wohner werden um durchschnittlich 

30% angehoben. Der Anstieg gilt rück­

wirkend zum l.Juli d.J.

Für Angestellte im öffentlichen Dienst 

(Verwaltung, Schulen, etc.), in Staats­

unternehmen sowie für die Rentner 

staatlicher Unternehmen wird der An­

stieg je nach Position und Alter un­

terschiedlich ausfallen und im Durch­

schnitt zwischen 15-30% betragen. 

Das Finanzministerium forderte die 

lokalen Regierungsstellen dazu auf, die 

Anpassung der Einkommen bis zum 

15.9.99 durchzuführen. Das Ministeri­

um warnte davor, die Mittel für die 

Erhöhung der Einkommen für andere 

Zwecke zu verwenden und drohte er­

hebliche Strafen für solche Fälle an. 

(AWSJ, 7.9.99; XNA, 11.9.99)

Die Anhebung der Einkommen gerade 

der Haushalte mit niedrigen und mitt­

leren Einkommen soll einen Impuls für 

die Ausweitung der Nachfrage setzen. 

Trotz der seit mehr als 22 Monaten 

sinkenden Preise ist die inländische 

Konsumgüternachfrage weiterhin sehr 

schleppend und spiegelt die Befürch­

tung der Bevölkerung vor weiteren 

Entlassungen und Beschneidungen so­

zialer Leistungen wider. Um die Kon­

junktur über eine Erhöhung der Nach­

frage anzukurbeln, wird nun auch ei­

ne 20%ige Steuer auf Zinseinkünfte er­

hoben. Gleichzeitig hat die Regierung 

über die Emission neuer Anleihen mit 

einem Volumen von rd. 60 Mrd. Yuan 

eine neue Konjunkturspritze gesetzt. 

Höhere Staatsausgaben für den Bau 

von Straßen, Energie- und anderen In­

frastrukturprojekten sollen ebenfalls 

die Nachfrage und die Beschäftigung 

und damit letztlich auch die Konsum- 

heigung fördern. (IHT, 16.9.99) -schü-

31 Wirkung des Konjunkturbe­

lebungsprogramms umstrit­

ten

Auf die Kritik am staatlichen Pro­

gramm zur Konjunkturbelebung ant­

wortete der bekannte Ökonom Hu An­

gang bei der Akademie der Sozialwis­

senschaften in einem Interview mit der 

Xinhua News Agency. Aus Sicht Hus 

stellen die Ausweitung der inländi­

schen Nachfrage und die Bekämpfung 

der Deflation zwei wichtige wirtschaft­

liche Probleme dar, auf die sofort rea­

giert werden müßte. Die Erhöhung der 

Staatsausgaben durch Ausweitung der 

Staatsanleihen um 100 Mrd. Yuan im 

letzten Jahr sei Hu zufolge der er­

ste Schritt zur Belebung der Kon­

junktur gewesen. Nach statistischen 

Angaben erhöhten die Staatsausga­

ben das Wirtschaftswachstum um zu­

sätzlich 1,5%. Die Begebung der zu­

sätzlichen Staatsanleihen werde vor­

aussichtlich die Staatsverschuldung im 

Haushalt der Zentralregierung von 150 

Mrd. Yuan auf 180 Mrd. Yuan anstei­

gen lassen. Da die Verschuldung nicht 

die international üblichen Warngren­

zen überschreite, könne sie deshalb als 

vertretbar akzeptiert werden.

Mit Bezug auf die Besteuerung der 

Spareinlagen wies Hu auf die Struk­

tur der Ersparnisse in China hin. So 

belaufe sich das gesamte Sparvolu­

men auf rd. 6 Billionen Yuan, sei 

aber im wesentlichen konzentriert in 

den Händen der Bezieher sehr hoher 

Einkommen, die lediglich einen An­

teil von 15-16% darstellten. Aus den 

Steuern auf Zinseinnahmen würden 

die Mindesteinkommen, Renten und 

Wohlfahrtsleistungen der Arbeitslosen 

staatlicher Unternehmen und sonsti­

ger Bedürftiger in den Städten finan­

ziert werden. Hu wies darauf hin, daß 

voraussichtlich die Zinseinkünfte der 

Familien mit niedrigem Einkommen 

von der Besteuerung ausgenommen 

würden.

Aus der Sicht Hu Angangs ist die Be­

steuerung der Zinseinkünfte eine Vor­

aussetzung für die Reform des Steu­

ersystems, das zukünftig auch die 

Einnahmen aus Versicherungen und 

Wertpapierspekulationen berücksich­

tigen sollte. Darüber hinaus sollen 

auch Steuern auf Erbschaften und 

Schenkungen erhoben werden. Indem 

die persönliche Einkommensteuer die 

wichtigste Einkommensart in China 

werde und bei der Umverteilung von 

Einkommen eine zentrale Rolle spielen 

wird, würde mehr Gerechtigkeit un­

ter marktwirtschaftlichen Bedingun­

gen hergestellt werden. (Xinhua News 

Agency, Beijing, in Chinese, 30.9.99, 

nach SWB FE/D 3633/CNS 070999) 

-schü-
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SVR Hongkong

32 Positives Wirtschaftswachs­

tum im 2. Quartal

Das Hongkonger Statistikamt (Census 

and Statistics Department of the Hong 

Kong Special Administrative Region) 

berichtet für das 2. Quartal 1999 von 

einer Umkehr der bisherigen negati­

ven Wachstumsentwicklung. Im Ver­

gleich zur Vorjahresperiode erhöhte 

sich im 2. Quartal das reale Wirt­

schaftswachstum um 0,7%. Wird das 

Wirtschaftswachstum saisonalen Ver­

änderungsfaktoren angepaßt, dann er­

gibt sich eine Zuwachsrate von 3,1% 

gegenüber einem negativen Wachstum 

von 0,3% im 1.Quartal 1999.

Die Zunahme des Wirtschaftswachs­

tums im 2. Quartal wird auf die 

Verbesserung der internen und ex­

ternen Rahmenbedingungen zurück­

geführt. So konnte bei den Expor­

ten der Rückgang des Wachstums auf 

0,2% reduziert werden. In den er­

sten drei Monaten hatte das nega­

tive Wachstum noch 4,8% betragen. 

(XNA, 22.9.99) Im August nahmen 

die Exporte Hongkongs um 4,4% zu; 

die Reexporte Hongkongs - Güter, die 

auf dem Festland produziert und über 

Hongkong exportiert werden - nahmen 

sogar um 6,7% zu. (FT, 29.9.99)

Nach Einschätzung der Hongkonger 

Regierung hat sich die Situation am 

Arbeitsmarkt stabilisiert. Allerdings 

lag die saisonal angepaßte Arbeitslo­

senquote in der Periode Juni bis Au­

gust 1999 bei 6,1%, das waren 0,1% 

mehr als zwischen Mai und Juli d.J. 

Ursache für diese Entwicklung ist der 

Regierung zufolge die weiter durch­

geführte Konsolidierung in Hongkon­

ger Unternehmen, die bisher nur sehr 

zögerlich neue Arbeitskräfte einstellen 

würden. Vor diesem Hintergrund müs­

se zumindest für die nächste Zeit noch 

mit weiterhin relativ hohen Arbeits­

losenquoten gerechnet werden. (XNA,

21.9.99)

Für das gesamte Jahr 1999 erwartet 

die Asian Development Bank (ADB) 

in ihrem Bericht Asian Development 

Outlook ein negatives Wachstum der 

Hongkonger Wirtschaft um 0,5% im

Vergleich zum Vorjahr. Für das Jahr 

2000 rechnet die ADB mit einer Zu­

nahme des Entwicklungstempos um 

1,5%, etwas niedriger als die am An­

fang des Jahres prognostizierten 2% 

für das Jahr 2000.

Als Begründung für das Herunterstu­

fen des Wirtschaftswachstums gab die 

ADB an, daß sie mit einer weiteren 

Abschwächung der Rolle Hongkongs 

als Tor nach China rechnet. Da Fest­

landchina seine eigenen Handelsbezie­

hungen stetig ausweite, gebe es weni­

ger Möglichkeiten für Hongkong, als 

Mittelsmann für China-Geschäfte tä­

tig zu sein. Weiterhin geht die ADB 

davon aus, daß sich das Wirtschafts­

wachstum in der VR China wei­

ter verlangsamen wird, so daß aus 

dieser Richtung ebenfalls keine neu­

en Wachstumsimpulse für Hongkong 

kommen würden. (SCMP, 15.9.99) 

-schü-

33 Bildungsreform

Die Erkenntnis von der Notwendig­

keit einer grundlegenden Reform des 

Hongkonger Bildungssystems (vgl. da­

zu C.a., 1999/1, Ü 36) scheint sich 

allmählich immer mehr durchzuset­

zen. Dennoch gibt es beharrende Kräf­

te, die sich gegen radikale Reformen 

wenden und insbesondere an der Eli­

tebildung, einschließlich des Klassi­

fizierungssystems, festhalten wollen. 

Entsprechend kommt der Widerstand 

hauptsächlich von den Eliteschulen, 

deren Lehrern und Eltern, deren Kin­

der solche Schulen besuchen. Deshalb 

heißt es, daß die schwierigste Aufga­

be der Bildungsreform nicht die Ein­

führung der von der Bildungsbehör­

de vorgeschlagenen Reformen sei, son­

dern die Akzeptanz in der Öffentlich­

keit durch radikales Umdenken zu er­

reichen (SCMP, 20.9.99).

Ausgangspunkt für eine radikale Bil­

dungsreform ist die Auffassung, daß 

Hongkongs Bildungssystem, das auf 

dem UK Education Act von 1944 be­

ruht, hoffnungslos veraltet sei. Die­

ser Meinung ist nicht nur die Hong­

konger Regierung, sondern vor allem 

auch die Wirtschaft. Die Führungs­

kräfte wie auch die Masse der Arbeit­

nehmer, die im 21. Jahrhundert benö­

tigt würden, könne das gegenwärtige 

Schulsystem nicht ausbilden, heißt es. 

Ein auf die Heranbildung einer Elite 

und allein auf Prüfungen ausgerichte­

tes Bildungswesen sei im neuen Jahr­

hundert nicht mehr kompatibel, in 

dem es angesichts der sich rasant ent­

wickelnden Wirtschaft darauf ankom­

me, schnell veraltendes Wissen flexibel 

durch die Aneignung neuer Fähigkei­

ten zu ersetzen (SCMP, 23.9.99).

Es geht um die Einführung einer 

Qualitätsbildung auf allen Schulstu­

fen. Dies bedeutet eine grundlegende 

Neuorientierung, nämlich die Abschaf­

fung der bislang geltenden Grundla­

gen des Systems, wie z.B.

- Bewertung schulischer Leistungen 

allein aufgrund des Abschneidens 

in den Prüfungen

- prüfungsorientiertes Lernen, d.h. 

mechanisches Pauken von Fakten­

wissen

- keine oder geringe Chancen des 

Übergangs auf weiterführende 

Schulen für Verlierer bei den Prü­

fungen

- Klassifizierung aller Schulen nach 

ihrem Niveau

- Aufteilung in geistes- und natur­

wissenschaftliche Züge auf der Se­

kundarstufe II

Einem reformierten Schulsystem soll 

als neues Bildungsziel die umfassende 

Bildung der Schüler zugrunde liegen. 

Dies bedeutet, daß Schüler lernen sol­

len

- wie Wissen zu erlangen ist (nicht 

nur durch traditionellen Klassen­

unterricht, sondern mit Hilfe aller 

zur Verfügung stehenden techni­

schen und elektronischen Mittel)

- kreativ, kritisch und verantwor­

tungsvoll zu denken und zu ana­

lysieren

- wie das erworbene Wissen in der 

Praxis anzuwenden ist (Fähigkeit, 

Probleme zu lösen)

- interaktive Fähigkeiten, wie sie für 

Teamarbeit notwendig sind.

Die so definierten Bildungsziele er­

fordern von den Lehrern neue Un­

terrichtsmethoden und von den Schu­




